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Die Deutsche Friedensgesell-
schaft – Vereinigte Kriegsdienstgeg-
nerinnen und Kriegsdienstgegner 
(DFG-VK) erklärte am Mittwoch per 
Pressemitteilung, dass sie eine un-
längst gestartete Onlinepetition ge-
gen Kleinwaffenexporte unterstützt: 
Der Bundessprecherkreis der DFG-VK 
begrüßt die Onlinepetition gegen Klein-
waffenexporte vom »Peng! Kollektiv« 
und dem »Schauspiel Dortmund« vom 
2. Mai 2017 (kurzlink.de/kleinwaffen, 
jW). Darin wird Bundeskanzlerin An-
gela Merkel vom fiktiven Kreisverband 
»CDU Schwenke« nachdrücklich aufge-
fordert, den todbringenden Export von 
Kleinwaffen zu stoppen – die Aktion 
läuft weiter, neuerliche Unterstützer 
können mitmachen.

Durch seine Exportgenehmigun-
gen für Kleinwaffen (wie z. B. Pisto-
len, Maschinenpistolen, Sturm- und 
Scharfschützengewehre) ermöglichte 
und ermöglicht der Bundessicherheitsrat 
(BSR) unter Führung von Bundeskanz-
lerin Merkel hemmungslos Exporte von 
Kleinwaffen an Repressoren und Dikta-
toren in Krisen- und Kriegsgebieten. Der 
BSR leistet durch Kriegswaffenexport-
Genehmigungen an menschenrechtsver-
letzende Staaten Beihilfe zu schweren 
Menschenrechtsverletzungen, durch die 

Genehmigungen an kriegführende Staa-
ten Beihilfe zum Mord.

Laut einer repräsentativen Umfrage 
von Emnid aus dem Jahr 2016 beken-
nen sich 83 Prozent der Befragten in 
Deutschland gegen Rüstungsexporte in 
andere Länder. Der Bundessprecher-
kreis der DFG-VK fordert die Regie-
rungsparteien CDU/CSU und auch die 
SPD nachdrücklich dazu auf, Kriegswaf-
fenexporte zu stoppen  – insbesondere 
den Stopp eben jener Waffensysteme, 
mit denen die höchste Zahl an Opfern 
erzielt wird: der Kleinwaffen.

Die Nichtregierungsorganisation 
Germanwatch e. V. kritisierte am Mitt-
woch in einer Pressemitteilung Pläne 
der US-Regierung, aus dem Pariser 
Klimaabkommen auszutreten:
Nach übereinstimmenden US-Medien-
berichten wollen Berater Trumps dem 
US-Präsidenten offenbar zum Austritt 
aus dem Pariser Klimaabkommen raten. 
Dazu erklärt Christoph Bals, Politischer 
Geschäftsführer von Germanwatch: 
»Ein Austritt aus dem Pariser Klima-
abkommen wäre der Gipfel des Zynis-
mus und der Dummheit. Dies würde alle 
Befürchtungen bestätigen, dass die US-
Regierung die globale Klimakrise nicht 
einmal eindämmen will. (…)«

Eine Entscheidung Trumps könnte 
kommende Woche fallen. Sie käme 
dann während der UN-Klimazwi-
schenverhandlungen in Bonn, die am 
Montag beginnen. Die kurz danach 
anstehenden Gipfel der G7 in Italien 
im Mai und G20 in Deutschland im 
Juli sind die nächsten Gelegenheiten 
für eine internationale Diskussion mit 
Trump. Christoph Bals: »Die Bun-
deskanzlerin muss bei den G-7- und 
G-20-Gipfeln gemeinsam mit den 
anderen Staats- und Regierungschefs 
Trump deutlich machen, dass die inter-
nationale Gemeinschaft von den USA 
weiterhin einen angemessenen Beitrag 
zu Klimaschutz und Klimafinanzie-
rung erwartet.«

Nach Einschätzung von German-
watch wäre der Ausstieg des zweit-
größten CO2-Emittenten der Welt zwar 
eine Belastungsprobe für die interna-
tionale Klimapolitik, nicht aber das 
Ende des Klimaschutzes in den USA. 
»Ein Dutzend Bundesstaaten, mehrere 
hundert Städte und über 1.000 Unter-
nehmen haben erklärt, dass sie auch 
gegen Trump am Ausbau Erneuerbarer 
Energien und Klimaschutz-Technolo-
gie festhalten werden – aus wohlver-
standenem wirtschaftlichen Eigenin-
teresse«, so Bals. (…) 

Das Freihandelsabkom-
men CETA zwischen 
der EU und Kanada ist 

unterzeichnet, aber noch nicht 
ratifiziert. Bei einer unter anderem 
von Attac und ver. di veranstalte-
ten Konferenz am vergangenen 
Wochenende in Nürnberg haben 
Bürgermeister und Mitarbeiter 
kommunaler Betriebe und Verwal-
tungen das Abkommen kritisiert. 
Was droht den Kommunen mit 
CETA?

Im Abkommen festgeschriebene Klau-
seln zur Marktöffnung bedrohen die 
Kommunen: Langfristig kann alles 
liberalisiert werden, was wir als Da-
seinsvorsorge oder öffentliche Dienst-
leistung bezeichnen. Wenn CETA gilt, 
haben die Kommunen über alle Berei-
che, die sie einmal privatisiert haben, 
keine Entscheidungsmöglichkeit mehr. 
Die Bürger erwarten aber zu Recht, dass 
die Wasser- und Energieversorgung, öf-
fentlicher Nahverkehr, Bildung, Gesund-
heit, Kultur sowie Pflege funktionieren 
und die Preise dafür nicht in die Höhe 
schießen. Wie dies sich mit einer Priva-
tisierung ins Gegenteil verkehren kann, 
war – schon ohne ein solches Abkom-
men – am Beispiel der Berliner Was-
serversorgung zu sehen. Nach einem 
Volksentscheid mussten die Berliner 
Wasserbetriebe 2013 wieder in die öf-
fentliche Hand genommen werden. Mit 
CETA wird jedoch spätere Rekommuna-
lisierung ausgeschlossen: Was die Kom-
mune einmal privatisiert hat, darf nicht 
mehr zurückgenommen werden. 

Gibt es weitere Beispiele?
Vorstellbar wäre: Eine Kommune möch-
te das örtliche Krankenhaus zurückha-
ben, weil ein privater Klinikkonzern 
etwa beschließt, die dort benötigte Ge-
burtsstation zu schließen. Oder die Ener-

giepreise schießen in die Höhe, weshalb 
die Stadt ein entsprechendes Unterneh-
men wieder in öffentliche Hand über-
nehmen möchte. Nach Inkrafttreten von 
CETA würde all dies nicht mehr klap-
pen. Markus Krajewski, Professor für 
Öffentliches Recht an der Uni Erlangen, 
der unter anderem mehrere Gutachten 
zu Auswirkungen von CETA erstellt hat, 
konstatierte bei der Tagung am Wochen-
ende: »Freihandelsabkommen können 
die Rekommunalisierungen kommuna-
ler Dienstleistungen erschweren. Dro-
hende Schadensersatzforderungen von 
Konzernen werden das kommunale 
Handeln beeinflussen.«

Welche Nachteile würde dies für 
die Bürgerinnen und Bürger ha-
ben?

Viele Probleme der Privatisierungen sind 
jetzt schon zu spüren, das Abkommen 
verschärft sie. Teilweise werden ganze 
Klinikbereiche geschlossen, obwohl sie 
benötigt werden, weil sie ökonomisch 
nicht profitabel sind. Im Bildungsbe-

reich könnten immer mehr Privatschulen 
entstehen, schulische Grundversorgung 
wird noch weniger gewährleistet. Das 
bedeutet eine zunehmend verschärfte 
Zweiklassengesellschaft: Reiche können 
sich alles kaufen, Ärmere am öffentli-
chen Leben kaum mehr teilhaben. Alles, 
was vom Staat genauso gut wie von ei-
nem privaten Wettbewerber übernom-
men werden kann und nicht als staatli-
che hoheitliche Gewalt gilt – wie etwa 
Polizei oder Bürgerämter, die Pässe aus-
stellen – können Konzerne übernehmen. 
Auch in die Justiz – etwa in Gefängnis-
se – ziehen Unternehmen ein.

Ist CETA noch zu verhindern, 
obwohl das EU-Parlament das 
Abkommen am 15. Februar verab-
schiedet hat? 

Das Abkommen tritt zwar ab 1. Juli vor-
läufig in Kraft. Es gibt aber noch eine 
Chance, den Vertrag zu stoppen, wenn 
ein europäischer Staat oder mehrere die 
Ratifizierung verweigern. Die nationa-
len Parlamente müssen dem Vertrag 
noch zustimmen – in Deutschland also 
der Bundestag sowie die einzelnen Bun-
desländer.

Ist es nicht zu spät, wenn sich Bür-
germeister und Entscheider in den 
Kommunen erst jetzt aufregen, da 
das Abkommen schon unterzeich-
net ist?
Der deutsche Städtetag hatte schon 

2014 auf die Schwierigkeiten hingewie-
sen und gefordert, dass kommunale De-
mokratie durch CETA nicht gefährdet 
werden darf. Es hat aber niemand hin-
gehört. In Deutschland haben sich insge-
samt 380 Kommunen kritisch zu CETA 
geäußert, europaweit sind es mehr als 
2.300 Gemeinden, Städte und Regionen.
� Interview:Gitta Düperthal

»Es gibt noch eine Chance, 
den Vertrag zu stoppen«

Befreiungsschlag

Hillary Clinton

Constituyente in Venezuela

Widerstandskämpferin des Tages 

Jetzt ist es raus: Dunkle Machen-
schaften sind verantwortlich für 
die Niederlage Hillary Clintons 

bei den US-Präsidentschaftswahlen 
im November. Wochenlang hatten 
politische Analysten darüber ge-
rätselt, was ihren von nahezu allen 
relevanten Medien als sicher voraus-
gesagten Sieg verhindert hatte. Lag 
es womöglich daran, dass viele Men-
schen die Nase voll hatten vom po-
litischen Establishment in Washing-
ton, das vom Clinton-Clan geradezu 
idealtypisch verkörpert wird? 

Haben vielleicht auch die Erfah-
rungen sozialen Abstiegs und der 
Verlust unzähliger Arbeitsplätze im 
abgehängten »Rust belt« der USA 
etwas mit dem Abschneiden der Fa-
voritin der New York Times, der Wa-
shington Post und ihrer – für soziale 
Fragen weitgehend unempfänglichen 

– linksliberalen Leserschaft zu tun? 
Oder könnte gar die Wut über die 
schmutzigen Tricks, mit denen Clin-
tons Partei ihren sozialdemokrati-
schen Rivalen Bernie Sanders ausge-
bootet hatte, zum Frust potentieller 
Wähler beigetragen haben? 

Letztere Tatsache wurde vom Ent-
hüllungsportal Wikileaks bekannt-
gemacht. Auch zu Clintons E-Mail-
Affäre hatte das Portal Informationen 
veröffentlicht. Wenige Tage vor der 
Wahl hatte FBI-Chef James Comey 
zudem angekündigt, die Ermittlun-
gen im Fall wiederaufzunehmen. 

Wo solch finstere Kräfte walten, 
ist einer nicht weit: der »Cyberrus-
se«. »Ich war dabei zu gewinnen, bis 
Comey seinen Brief geschrieben hat 
und es die Veröffentlichungen von 
Wikileaks aus Russland gab. Leute, 
die mich wählen wollten, wurden 
abgeschreckt.«, erklärte Clinton nun 
am Mittwoch. Zwar ist Wikileaks kei-
neswegs ein russisches Portal; sein 
Gründer ist gebürtiger Australier, 
und seine angeblichen Verbindungen 
nach Moskau sind reine Spekulation. 
Mit solchen Details hält sich die Un-
terlegene jedoch nicht auf: »Ich bin 
wieder eine Bürgerin, Aktivistin und 
Teil des Widerstands«, verkündet 
sie stolz. Im Kreml wird man schon 
anfangen zu zittern.�  Michael Streitberg

Nicolás Maduro hat die Op-
position kalt erwischt. Mit 
seiner Ankündigung vom 

1. Mai, eine Verfassunggebende 
Versammlung, die Constituyente, 
einzuberufen, hat er den Regie-
rungsgegnern praktisch alle Argu-
mente und Forderungen aus der 
Hand genommen, die sie bislang 
vorgebracht hatten. Die wütenden 
Reaktionen von rechts spiegeln das 
wider. Nachdem die Opposition 
jahrelang nach »Wahlen« gerufen 
und – ja, auch das – eine Verfas-
sunggebende Versammlung ver-
langt hatte, steht sie nun mit leeren 
Händen da.

Maduro »Betrug« vorzuwerfen, 
ohne auch nur den Text des Dekrets 
genauer gelesen zu haben – es soll-
te erst am Mittwoch in der Gaceta 
Oficial, dem amtlichen Anzeiger, 
veröffentlicht werden –, zeugt nicht 
von Souveränität. Indem man das 
Wahlverfahren schon ablehnt, bevor 
es überhaupt konkret festgelegt ist, 
soll die künftige Versammlung von 
Anfang an diskreditiert werden. In 
den internationalen Mainstream-
medien werden sich dafür dankbare 
Abnehmer finden. Ob es aber auch 
in Venezuela verfängt, ist fraglich.

Den Oppositionsführern ist 
vollkommen klar, dass die Consti-
tuyente für Venezuelas Linke ein 
Befreiungsschlag ist. Seit dem Tod 
von Hugo Chávez 2013 kam das 
bolivarische Lager nicht mehr aus 
der Defensive heraus. Die Machen-
schaften der Reaktion und des Im-
perialismus anzuprangern, auf den 
Wirtschaftskrieg, eine Finanzbloc-
kade und die niedrigen Ölpreise zu 
verweisen, wurde auf Dauer lang-
weilig. Die Führung einer Revolu-

tion – und als solche versteht sich 
Venezuelas Regierung nach wie vor 
– hat die Verpflichtung, eine gegen 
alle Widerstände erfolgreiche Stra-
tegie zu entwickeln und nicht nur 
die Schwierigkeiten zu beklagen.

Ob die Verfassunggebende Ver-
sammlung diese Strategie ist, wird 
sich zeigen. In den kommenden 
Wochen und Monaten dürfte nun 
jedenfalls weniger über die Person 
Maduros diskutiert werden, dafür 
mehr über die programmatischen 
Vorschläge der verschiedenen 
Seiten. Das heterogene Lager der 
Regierungsgegner hat ausformu-
lierte Alternativen jedoch kaum 
vorzuweisen. Das angestrebte 
neue Wahlverfahren könnte zudem 
tatsächlich der Ansatz für eine 
demokratischere Alternative zu her-
kömmlichen Abstimmungen in bür-
gerlichen Systemen sein. Wenn es 
gelingt, dass nicht nur Parteien mit 
ihren populistischen und oft genug 
verlogenen Parolen Wahlkampf ma-
chen, sondern die Angehörigen der 
verschiedenen sozialen Gruppen 
direkt ihre Vertreterinnen und Ver-
treter bestimmen, wäre das unter 
diesen Bedingungen etwas Neues 
und Zukunftsweisendes.

Es bleibt abzuwarten, ob ein 
Wahlverfahren entwickelt werden 
kann, das diesem Anspruch gerecht 
wird. Bislang rutschte auch die par-
tizipative Demokratie in Venezuela 
meist in repräsentative Modelle ab. 
In der Folge machten sich an ent-
scheidenden Stellen im Staatsappa-
rat Bürokraten breit, die kein Inter-
esse an einer wirklichen Revolution 
haben. Die Constituyente kann eine 
Chance bieten, diese Verkrustung 
aufzubrechen.

André Scheer

Das Handelsabkommen CETA muss von allen Mitgliedstaaten 
der EU ratifiziert werden. Ein Gespräch mit Arno Behlau
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Arno Behlau ist Mitglied der 
Arbeitsgemeinschaft Kommunen bei 

Attac Deutschland und vertritt das 
globalisierungskritische Netzwerk 

beim europäischen Netzwerk  
»TTIP-Free-Zones«
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